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Drucksache V/3034 


Der Bundesminister 

für Arbeit und Sozialordnung Bonn, den 12. Juni 1968 

IVa6 - 4443.4 - 1271/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Finanzierungsausgleich in der gewerblichen 
Unfallversicherung; 
hier: gemeinnützige Einrichtungen 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
8. Dezember 1967 

- Umdruck 334 r Drucksachen V/2149 r V/2341 - 


I. 

Nach Artikel 3 § 5 Satz 3 des Unfallversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes (UVNG) in der Fassung des Gesetzes zur Verwirk- 
lichung der mehrjährigen Finanzplanung des Bundes, II. Teil 
Finanzänderungsgesetz 1967 bleiben bei der Berufsgenossen- 
schaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege die Einrich- 
tungen der freien Wohlfahrtspflege beim Ausgleich zwischen 
den gewerblichen Berufsgenossenschaften und der See-Berufs- 
genossenschaft außer Betracht. 

Auf Grund der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
8. Dezember 1967 (Umdruck 334) ist geprüft worden, ob darüber 
hinaus auch die gemeinnützigen privaten Krankenanstalten und 
andere vergleichbare private gemeinnützige Anstalten bei der 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrts- 
pflege außer Betracht bleiben können. Dabei wurde vor allem 
versucht festzustellen, welchen Umfang eine solche Maßnahme 
haben und wie sich eine Entlastung dieser Anstalten finanziell 
auswirken würde. 


II. 

Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohl- 
fahrtspflege hat anhand ihres Mitgliederverzeichnisses und der 
Umlagerechnung für die Verteilung der Bergbau-Altlast 1966 
(Artikel 3 UVNG a. F.) folgendes festgestellt: 
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a) Private Krankenanstalten 

738 private Krankenanstalten waren Mitglied der Berufs- 
genossenschaft, die mit einer Lohnsumme von ca. 70,5 Mio 
DM zur Bergbau-Umlage herangezogen worden sind und ca. 
155 000 DM Bergbau-Beitrag entrichtet haben. 

b) Sonstige Anstalten 

2390 sonstige Anstalten (Altersheime, Kuranstalten, Kur- 
badebetriebe u. dgl.) waren] jeingetragen; die ausgleichs- 
pflichtige Lohnsumme hat ca. 124,2 Mio DM betragen, der 
Bergbau-Beitrag dieser Anstalten ca. 273 000 DM. 

Der Gesamtbetrag des Bergbau-Beitrages dieser beiden Grup- 
pen hat demnach 1966 etwa 428 000 DM betragen. Da die Be- 
rufsgenossenschaft keine statistischen Angaben besitzt, die 
besagen, wieviel Unternehmen dieser beiden Gruppen nach der 
Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24. Dezember 1953 als ge- 
meinnützig anerkannt sind, hat sie nach ihrer Erfahrung ge- 
schätzt, daß an der Aufbringung des Gesamtbetrages private 
Krankenanstalten und Einrichtungen des Gesundheitswesens, 
die Gemeinnützigkeitsanerkennung besitzen, mit etwa 70 v. H. 
beteiligt sind. Unterstellt man diesen Prozentsatz, so würde das 
bedeuten, daß bei einer Befreiung dieser Anstalten und Ein- 
richtungen nach den Verhältnissen von 1966 ein Betrag von 
etwa 300 000 DM neu zu verteilen gewesen wäre. Das ist etwa 
1/1000 der Bergbau-Altlast 1966 von 320 Mio DM. 

Infolge des Wegfalls des § 723 Abs. 2 RVO (Artikel 1 § 1 Nr. 20 
Finanzänderungsgesetz 1967) haben die gewerblichen Berufs- 
genossenschaften und die See-Berufsgenossenschaften ab 1968 
zusätzlich die bisher vom Bund getragene sogenannte Bergbau- 
Neulast unter sich aufzuteilen, die für 1968 mit 140 Mio DM 
veranschlagt war. Der Anteil der im Umdruck 334 bezeichneten 
gemeinnützigen Anstalten kann auf 140 000 DM geschätzt wer- 
den. Durch die Erhöhung des Freibetrages von bisher 30 000 DM 
Jahreslohnsumme je ausgleichspflichtigen Mitgliedsunterneh- 
mens auf das Fünffache der für die gesetzliche Rentenversiche- 
rung festgesetzten allgemeinen Bemessungsgrundlage (Artikel 3 
§ 5 Sätze 1 und 2 UVNG n. F.) wird zwar die dem Ausgleich 
dienende Lohnsumme und damit der Ausgleichsbetrag ver- 
ringert, jedoch wird diese Verminderung durch den seit 1966 
eingetretenen Anstieg der Lohnsummen teilweise ausgeglichen. 
Dennoch aber dürfte die Erhöhung des Freibetrages den auf 
die im Umdruck 334 bezeichneten gemeinnützigen Anstalten 
entfallenden Anteil etwas senken. 

Mit Rücksicht auf die angestellten Überlegungen kann insge- 
samt wohl von einem Jahresbetrag von ca. 400 000 DM ausge- 
gangen werden, der von den Mitgliedern der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften und der See-Berufsgenossenschaft zu- 
sätzlich aufgebracht werden müßte, falls Artikel 3 § 5 Satz 3 
UVNG n. F. auf gemeinnützige private Krankenanstalten und 
andere vergleichbare private gemeinnützige Anstalten ausge- 
dehnt würde. 
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III. 

Die Bundesregierung hat keine Bedenken, bei dem Ausgleich 
zwischen den gewerblichen Berufsgenossenschaften und der 
See-Berufsgenossenschaft gemäß Artikel 3 des Unfallversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes in der Fassung des Artikels 2 § 4 
des Finanzänderungsgesetzes 1967 auch die gemeinnützigen 
privaten Krankenanstalten und andere vergleichbare private 
gemeinnützige Anstalten bei der Berufsgenossenschaft für Ge- 
sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege außer Betracht zu lassen. 

IV. 

Diese Stellungnahme ergeht im Einverständnis mit dem Herrn 
Bundesminister der Finanzen, dem Herrn Bundesminister für 
Gesundheitswesen und dem Herrn Bundesminister für Wirt- 
schaft. 


Hans Katzer 



